
Gesellschaftsvertrag 

der Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH 

 

§ 1 Rechtsform, Firma und Sitz der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Sie führt die Firma 

„Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz GmbH“. 

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Bodenheim und Guntersblum. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die öffentliche Versorgung mit Wasser und Gas 

sowie Tätigkeiten im Bereich der kommunalen Entsorgung und Durchführung 

sonstiger damit in Zusammenhang stehender Dienstleistungen. 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die den 

Gesellschaftszweck fördern. Sie kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben anderer 

Unternehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen oder solche Unternehmen sowie 

Hilfs- und Nebenbetriebe erwerben, errichten oder pachten. 

§ 3 Stammkapital 

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

 

EURO 23.500.000 

(in Worten: EURO dreiundzwanzig Millionen fünfhunderttausend). 

§ 4 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

1. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 5 Gesellschaftsorgane 

Die Organe der Gesellschaft sind 

1. die Gesellschafterversammlung 

2. der Aufsichtsrat 

3. die Geschäftsführung. 

§ 6 Gesellschafterversammlung, Bildung, Zusammensetzung 

In die Gesellschafterversammlung entsenden die kommunalen Gesellschafter ihren 

jeweiligen gesetzlichen Vertreter oder einen bevollmächtigten Vertreter. 

Die Thüga Aktiengesellschaft entsendet einen bevollmächtigten Vertreter. 

Die Mainzer Stadtwerke AG entsendet einen bevollmächtigten Vertreter. 

§ 7 Einberufung, Vorsitz und Ort der Gesellschafterversammlung 

1. Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführung einberufen. 



2. Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten acht Monaten des 

Geschäftsjahres statt. 

3. Die Gesellschafterversammlung wird schriftlich in Textform unter Mitteilung der 

Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen einberufen. 

4. Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der Aufsichtsratsvorsitzende oder 

einer seiner Stellvertreter in der festgelegten Reihenfolge. 

5. Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist eine 

Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung zu unterzeichnen ist. 

§ 8 Aufgaben und Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 

1. Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen: 

a) die Feststellung des Jahresabschlusses (Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung 

und Anhang), der von der Geschäftsführung mit dem Lagebericht vorzulegen ist. Die 

Gesellschafter haben Anspruch auf den Jahresüberschuss zuzüglich eines 

Gewinnvortrages und abzüglich eines Verlustvortrages. Im Beschluss über die 

Verwendung des Ergebnisses können die Gesellschafter Beträge in Gewinnrücklagen 

einstellen oder als Gewinn vortragen. Der verbleibende Betrag wird ausgeschüttet; 

b) die Entlastung der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates; 

c) die Bestellung des Abschlussprüfers; 

d) Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen 

und -herabsetzungen; 

e) die Erteilung der Zustimmung nach § 12; 

f) Teilung und Einziehung von Geschäftsanteilen; 

g) Abschluss, Kündigung, Änderung und Aufhebung von Unternehmensverträgen im 

Sinne von §§ 291 und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes; 

h) Maßnahmen nach dem Umwandlungsgesetz; 

i) die Auflösung der Gesellschaft; 

j) die Erteilung der Zustimmung nach § 10 Abs. 4; 

k) die Festlegung der Aufsichtsratsvergütung; 

l) Wahl der Aufsichtsratsmitglieder für die kommunalen Gesellschafter gemäß § 9. 

2. Je EURO 1,00 (in Worten: ein EURO) Nennbetrag eines Geschäftsanteils gewähren 

in der Gesellschafterversammlung eine Stimme. 

3. Alle Beschlüsse der Gesellschafterversammlung können mit einfacher Mehrheit des 

bei der Beschlussfassung vertretenen Stammkapitals gefasst werden, sofern nicht 

das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag weitergehende Erfordernisse aufstellen. 

Beschlüsse gemäß § 8 Abs. 1 Buchstaben d) bis i) bedürfen einer Mehrheit von 3/4 

des Stammkapitals. 

4. Beschlüsse der Gesellschafter können, soweit nicht zwingendes Recht eine andere 

Form vorschreibt, auch auf schriftlichem Wege, fernmündlich, per E-Mail, mittels 

Videokonferenz oder unter Nutzung sonstiger üblicher Telekommunikationsmittel 

gefasst werden, wenn sich alle Gesellschafter an der Abstimmung beteiligen und kein 

Gesellschafter diesem Verfahren widerspricht. Eine kombinierte Beschlussfassung ist 

ebenfalls möglich. 



5. Über die gefassten Beschlüsse hat der Vorsitzende der Gesellschafterversammlung 

unverzüglich eine Niederschrift aufzunehmen, zu unterschreiben und den 

Gesellschaftern zuzuleiten. Diese können innerhalb von einem Monat nach Empfang 

der Niederschrift eine Ergänzung oder Berichtigung der Niederschrift schriftlich 

verlangen. 

§ 9 Bildung, Zusammensetzung und Amtszeit des Aufsichtsrates 

1. Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, auf den die Bestimmungen des 

Aktiengesetzes keine Anwendung finden. 

2. Der Aufsichtsrat besteht aus 19 Mitgliedern.Der Aufsichtsrat besteht bis zum Ablauf 

der konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl in 

Rheinland-Pfalz 2024, längstens bis zum 31.10.2024 aus 31 Mitgliedern und nach 

Ablauf der konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl in 

Rheinland-Pfalz 2024, spätestens ab dem 01.11.2024 aus 19 Mitgliedern. 

3. a) Auf die Gesellschafterin Thüga Aktiengesellschaft entfallen bis zum Ablauf der 

konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl in 

Rheinland-Pfalz 2024, längstens bis zum 31.10.2024 8 Mitglieder und nach Ablauf 

der konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl in 

Rheinland-Pfalz 2024, spätestens ab dem 01.11.2024 3 Mitglieder. Diese werden von 

der Thüga Aktiengesellschaft entsandt. 

b) Auf die Gesellschafterin Mainzer Stadtwerke AG entfällt ein Mitglied, das von der 

Mainzer Stadtwerke AG entsandt wird. 

4. Auf die kommunalen Gesellschafter entfallen insgesamt bis zum Ablauf der 

konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl in 

Rheinland-Pfalz 2024, längstens bis zum 31.10.2024 22 Mitglieder und nach Ablauf 

der konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl in 

Rheinland-Pfalz 2024, spätestens ab dem 01.11.2024 15 Mitglieder. Diese werden 

von der Gesellschafterversammlung auf Vorschlag der kommunalen Gesellschafter 

gewählt. Bei der Wahl dieser Aufsichtsratsmitglieder wirken die Gesellschafter Thüga 

Aktiengesellschaft und die Mainzer Stadtwerke AG nicht mit. Die auf die kommunalen 

Gesellschafter entfallenden Aufsichtsratssitze werden wie folgt verteilt: 

Alzeyer Beteiligungs- und Veranstaltungs-GmbH und Verbandsgemeinde Alzey-Land 

gemeinsam  

BVE Beteiligungsgesellschaft der Verbandsgemeinde Eich mbH  

Projekte und Service GmbH Kirchheimbolanden und Verbandsgemeinde 

Kirchheimbolanden gemeinsam 2 

Verbandsgemeinde Alzey-Land 1 

Verbandsgemeinde Bodenheim 2 

Verbandsgemeinde Gau-Algesheim 2 

Verbandsgemeinde Nieder-Olm 3 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz 5 

Verbandsgemeinde Wörrstadt 3 

Nach Ablauf der konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl 

in Rheinland-Pfalz 2024, spätestens ab dem 01.11.2024 gilt: 

Alzeyer Beteiligungs- und Veranstaltungs-GmbH 2 

BVE Beteiligungsgesellschaft der Verbandsgemeinde Eich mbH 1 

Projekte und Service GmbH Kirchheimbolanden und Verbandsgemeinde 



Kirchheimbolanden gemeinsam 2 

Verbandsgemeinde Alzey-Land 1 

Verbandsgemeinde Bodenheim 1 

Verbandsgemeinde Gau-Algesheim 1 

Verbandsgemeinde Nieder-Olm 2 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz 3 

Verbandsgemeinde Wörrstadt 2 

5. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden für die Dauer einer Wahlperiode für 

Ratsmitglieder nach dem Kommunalwahlgesetz für Rheinland-Pfalz gewählt. Hiervon 

abweichend endet die Amtszeit der Mitglieder des Aufsichtsrats, die für die Dauer der 

im Jahr 2024 endenden Wahlperiode gewählt wurden, mit Ablauf der konstituierenden 

Sitzung des Aufsichtsrats nach der Kommunalwahl in Rheinland-Pfalz 2024, 

spätestens mit Ablauf des 31.10.2024. 

Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats während seiner Amtszeit aus, so ist für dessen 

restliche Amtszeit ein neues Mitglied gemäß vorstehendem Abs. 4 zu wählen bzw. im 

Falle des Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitglieds für die Gesellschafterin Thüga 

Aktiengesellschaft von dieser und im Fall des Ausscheidens des 

Aufsichtsratsmitglieds für die Gesellschafterin Mainzer Stadtwerke AG von dieser zu 

entsenden. 

6. Voraussetzung für die Mitgliedschaft der kommunalen Vertreter im Aufsichtsrat ist die 

Wahrnehmung eines kommunalen Mandats oder Amtes in einer 

Vertretungskörperschaft oder Verwaltung der Gesellschafter. 

7. Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit der konstituierenden Sitzung des 

neuen Aufsichtsrats. 

§ 10 Vorsitz, Präsidium, Ausschüsse, Einberufung und Beschlussfassung des Aufsichtsrates 

1. Der Aufsichtsrat hat einen Vorsitzenden, der von der kommunalen Seite gestellt wird, 

und drei stellvertretende Vorsitzende, von denen der erste von der Thüga 

Aktiengesellschaft bestimmt wird. Der zweite und dritte stellvertretende Vorsitzende 

werden vom Aufsichtsrat gewählt. 

2. Bei Freiwerden der Ämter des Vorsitzenden oder der stellvertretenden Vorsitzenden 

erfolgt eine unverzügliche Neuwahl. 

3. Der Vorsitzende und seine drei Stellvertreter bilden das Präsidium als Ausschuss aus 

dem Aufsichtsrat. Das Präsidium hat die Eilentscheidungskompetenz sowie die 

Zuständigkeit, Personalangelegenheiten vorzubereiten. Die Entscheidungen des 

Präsidiums werden einvernehmlich getroffen. Dem Präsidium können durch 

Beschluss des Aufsichtsrats weitere Aufgaben zugewiesen werden. Der Aufsichtsrat 

kann durch Beschluss weitere Ausschüsse einsetzen. Die Mitglieder des Aufsichtsrats 

sind über Eilentscheidungen des Präsidiums unverzüglich zu informieren. 

4. Der Vorsitzende beruft den Aufsichtsrat ein, so oft es die Geschäfte erfordern oder 

wenn es von einem Geschäftsführer oder von einem Viertel der 

Aufsichtsratsmitglieder beantragt wird. Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen 

des Aufsichtsrates beratend teil. 



5. Der Aufsichtsrat ist schriftlich in Textform unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer 

Frist von mindestens zwei Wochen einzuberufen. Die Einberufung kann in 

dringenden Fällen auch mündlich, fernmündlich oder durch in Textform übermittelte 

Einladung und mit einer kürzeren Frist erfolgen. 

6. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder zur Sitzung 

ordnungsgemäß geladen sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, darunter der 

Vorsitzende oder einer der Stellvertreter sowie mindestens ein Thüga-Mitarbeiter 

anwesend sind. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können ihre schriftliche 

Stimmabgabe durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. 

7. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 

Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

8. In dringenden Angelegenheiten können nach dem Ermessen des Präsidiums 

Beschlüsse des Aufsichtsrats auch in einer Telefon- oder Videokonferenz oder durch 

Einholung schriftlicher, mündlicher, fernmündlicher oder in Textform übermittelter 

Stimmabgaben gefasst werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied unverzüglich 

widerspricht. Das Ergebnis dieser Abstimmung ist den Mitgliedern des Aufsichtsrats 

unverzüglich mitzuteilen. 

9. Über die Beschlüsse des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom 

Vorsitzenden und dem 1. Stellvertreter zu unterzeichnen ist. 

10. Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Genehmigung der 

Gesellschafterversammlung bedarf. 

§ 11 Aufgaben des Aufsichtsrates 

1. Der Aufsichtsrat überwacht die Tätigkeit der Geschäftsführung. 

2. Die Geschäftsführung bedarf in folgenden Angelegenheiten der Zustimmung des 

Aufsichtsrates: 

a) Übernahme neuer Aufgaben im Rahmen des Gesellschaftszwecks oder Aufgabe 

bestehender Tätigkeitsgebiete; 

b) Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans; 

c) Festsetzung und Änderung der allgemeinen Tarifpreise und der allgemeinen 

Versorgungsbedingungen sowie Abschluss von Sonderverträgen; 

d) Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Bezugsverträgen; 

e) Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Wegenutzungsverträgen 

(Konzessionsverträgen); 

f) Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Teilen von Unternehmen und 

Beteiligungen, Errichtung von Hilfs- und Nebenbetrieben, Beitritt zu und Austritt aus 

sonstigen Zusammenschlüssen sowie Errichtung, Erwerb, Veräußerung, Stilllegung, 

Pachtung oder Verpachtung von Betrieben oder Betriebsteilen; 

g) Erwerb, Veräußerung, Belastung oder Änderung von Grundstücken, 

grundstücksgleichen Rechten und Rechten an Grundstücken; 

h) Aufnahme von Darlehen; 

i) Hingabe von Darlehen, Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder ähnlichen 

Haftungen, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung sonstiger Sicherheiten 

und andere wirtschaftlich gleichbedeutende Rechtsgeschäfte sowie Vornahme von 

Schenkungen; 



j) Einleitung gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren 

Beendigung durch Rücknahme der Anträge oder Vergleich; 

k) Abschluss von Vergleichen über Ansprüche und Verzicht auf Ansprüche; 

l) Anschaffung, Änderung oder Abgabe von Gegenständen des Anlagevermögens, 

soweit sie nicht im genehmigten Wirtschaftsplan enthalten sind; 

m) Abschluss, Änderung und Beendigung von wesentlichen Verträgen mit 

Gesellschaftern und mit verbundenen Unternehmen von Gesellschaftern sowie von 

Verträgen zwischen der Gesellschaft und deren Beteiligungsgesellschaften; 

n) Bestellung und Abberufung von Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten; 

o) Erteilung der Zustimmung nach § 14 Abs. 4; 

p) Entsendung von Vertretern in den Aufsichtsrat oder das entsprechende Organ 

eines Beteiligungsunternehmens; 

Stimmabgabe in Gesellschafter- und Hauptversammlungen anderer Unternehmen bei 

Beschlüssen über Satzungsänderungen. 

Die Zustimmung des Aufsichtsrates entfällt bei den in Buchstaben g) bis l) genannten 

Geschäften, soweit die in der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates festgelegte 

Wertgrenze nicht überschritten wird. 

Wenn die zustimmungsbedürftigen Geschäfte nach den Buchstaben g) bis l) dieser 

Bestimmung keinen Aufschub dulden und die Einberufung des Aufsichtsrates keine 

unverzügliche Beschlussfassung ermöglicht, darf die Geschäftsführung – nach 

Möglichkeit nach vorheriger Abstimmung mit 2 Mitgliedern des Präsidiums – 

selbständig handeln. Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art der Erledigung 

sind dem Aufsichtsrat in seiner nächsten Sitzung bekannt zu geben. 

3. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben dem Ersatz ihrer baren Auslagen 

eine Aufsichtsratsvergütung, deren Festlegung der Gesellschafterversammlung 

obliegt. Die Mitglieder des Präsidiums und des Vorbereitenden Ausschusses erhalten 

keine zusätzliche Vergütung. Ab 01.11.2024 erhält auch der vorbereitende Ausschuss 

keine zusätzliche Vergütung mehr. 

§ 12 Verfügung über Geschäftsanteile, Verwässerungsschutz 

1. Die Abtretung eines Geschäftsanteils oder eines Teils eines Geschäftsanteils, die 

Verpfändung oder Vornahme eines anderen dinglichen Rechtsgeschäfts (Verfügung) 

bedarf der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. 

2. Will einer der Gesellschafter seinen Geschäftsanteil ganz oder teilweise an einen 

Dritten veräußern oder sonst wie übertragen, so hat er ihn zuvor den anderen 

Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile zum Kauf schriftlich anzubieten. 

Machen die anderen Gesellschafter von dem Kaufangebot innerhalb von zwei 

Monaten keinen Gebrauch, so kann der fragliche Geschäftsanteil ohne Zustimmung 

der Gesellschafterversammlung an Dritte veräußert werden. Lehnt einer der 

Gesellschafter das Angebot ab, so ist auch dieser Teil des Geschäftsanteils den 

annehmenden Gesellschaftern anzubieten, die sich innerhalb weiterer zwei Monate 

über die Annahme zu erklären haben. Lehnen diese ebenfalls das Angebot ab, ist der 

Verkauf dieses Anteils ohne Zustimmung der Gesellschafterversammlung an Dritte 

zulässig. 

3. Der Übernahmepreis für den Geschäftsanteil bestimmt sich nach dem 

Unternehmenswert. Mit der Ermittlung des Unternehmenswertes wird von den 

Gesellschaftern einvernehmlich ein Wirtschaftsprüfer beauftragt, der diesen nach 



berufsüblichen Kriterien zu ermitteln hat. Können sich die Gesellschafter nicht auf 

einen Wirtschaftsprüfer einigen, so bestellen die verbleibenden Gesellschafter und 

der ausscheidende Gesellschafter je einen Wirtschaftsprüfer. Kommen diese nicht zu 

einem einvernehmlichen Bewertungsergebnis, so ist dieses durch die 

Wirtschaftsprüferkammer oder durch einen von ihr zu benennenden Wirtschaftsprüfer 

festzustellen. 

§ 13 Einziehung von Gesellschaftsanteilen 

1. Die Einziehung von Gesellschaftsanteilen gemäß § 34 des Gesetzes betreffend die 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung ist zulässig, 

a) wenn ein wichtiger Grund vorliegt und dieser trotz zweimaliger Aufforderung durch 

die Geschäftsführung nicht innerhalb angemessener Frist beseitigt wurde; 

b) wenn die Abtretung zu Sicherungs- und/oder Treuhandzwecken sowie die 

Verpfändung von Gesellschaftsanteilen und die Bestellung eines Nießbrauchs hieran 

trotz entgegenstehenden Gesellschaftsbeschlusses gemäß § 12 des 

Gesellschaftsvertrages von einem Gesellschafter vorgenommen ist; 

c) wenn über das Vermögen eines Gesellschafters ein Insolvenzverfahren eröffnet 

oder die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist; 

d) wenn der Gesellschaftsanteil gepfändet wird, sofern die Pfändung nicht innerhalb 

von sechs Monaten aufgehoben ist. 

2. Die Einziehung wird durch die Geschäftsführung erklärt. Sie bedarf eines 

Beschlusses der Gesellschafterversammlung. Der betroffene Gesellschafter ist nicht 

mehr stimmberechtigt, sein Anteil scheidet für die Berechnung der Stimmenmehrheit 

aus. 

3. Die Einziehung wird wirksam durch Zugang der Erklärung der Geschäftsführung 

gemäß vorstehendem Abs. 2 an den betroffenen Gesellschafter. Die Wirksamkeit der 

Einziehung ist unabhängig von der Fälligkeit und der Zahlung der Abfindung. 

4. In den Fällen der Einziehung ist dem betroffenen Gesellschafter ein Entgelt gemäß § 

12 Abs. 3 als Abfindung zu zahlen. 

§ 14 Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Sie werden durch den 

Aufsichtsrat bestellt und abberufen. 

2. Der Geschäftsführung obliegt die Führung der Geschäfte nach Maßgabe dieses 

Gesellschaftsvertrages und der einschlägigen Rechtsvorschriften. 

3. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei 

Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen 

vertreten. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, vertritt dieser die Gesellschaft allein. 

4. Die Geschäftsführung gibt sich auf Anforderung des Aufsichtsrates eine 

Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf. 

5. Die Gesellschafterversammlung kann den/die Geschäftsführer von der Beschränkung 

des § 181 Alt. 2 BGB (Verbot der Mehrfachvertretung) befreien.“ 

 



§ 15 Festsetzung der Entgelte und Wirtschaftsplan 

1. Die Festsetzung der von der Gesellschaft zu erhebenden Wasserentgelte erfolgt 

unter Beachtung der Kalkulationsvorschriften, wie sie in der Gemeindeordnung, der 

Gemeindehaushaltsverordnung sowie im Kommunalabgabengesetz für 

Rheinland-Pfalz und dazu ergangenen Verordnungen, Richtlinien und 

Verwaltungsvorschriften in ihrer jeweils gültigen Fassung geregelt sind. 

2. Die Geschäftsführung stellt so rechtzeitig, in der Regel bis Mitte November, einen 

Wirtschaftsplan auf, dass der Aufsichtsrat vor Beginn des Geschäftsjahres seine 

Zustimmung erteilen kann. Der Wirtschaftsplan besteht mindestens aus Absatzplan, 

Investitionsplan, Ergebnisplan, Bilanzplan, Finanzplan und einem Personalplan. Der 

Wirtschaftsführung ist eine fünfjährige Finanzplanung (Mittelfristplanung) zugrunde zu 

legen, die mindestens aus den in vorstehendem Satz genannten Bestandteilen 

besteht. 

3. Die Geschäftsführung unterrichtet den Aufsichtsrat im Rahmen der 

Aufsichtsratssitzungen über die Entwicklungen des Geschäftsjahres sowie unterjährig 

über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle, insbesondere über wesentliche 

Abweichungen von den Planzahlen. 

§ 16 Jahresabschluss 

Der Jahresabschluss (Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und der 

Lagebericht werden nach den gesetzlichen Bestimmungen erstellt, geprüft und offengelegt. 

Form und Inhalt der Unterlagen bei Veröffentlichung und Vervielfältigung haben den 

gesetzlichen Anforderungen zu entsprechen. 

§ 17 Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen in der gesetzlich vorgeschriebenen Form. 

§ 18 Leistungsaustausch mit Gesellschaftern 

1. Die Gesellschaft darf den Gesellschaftern oder diesen nahestehenden Dritten 

geldwerte Vorteile nur nach Maßgabe satzungsmäßiger 

Gewinnverteilungsbeschlüsse gewähren. 

2. Verstoßen Rechtsgeschäfte oder Rechtshandlungen gegen Abs. 1, so sind sie 

insoweit unwirksam, als den dort genannten Personen ein Vorteil gewährt wird. Der 

Begünstigte ist verpflichtet, der Gesellschaft Wertersatz in Höhe des ihm 

zugewandten Vorteils zu leisten. Besteht aus Rechtsgründen gegen einen einem 

Gesellschafter nahestehenden Dritten kein Ausgleichsanspruch oder ist er rechtlich 

nicht durchsetzbar, so richtet sich der Anspruch gegen den Gesellschafter, dem der 

Dritte nahe steht. 

3. Ob und in welche Höhe Vorteile entgegen der Bestimmung des Abs. 1 gewährt 

worden ist, wird mit den Rechtsfolgen des Abs. 2 durch rechtskräftige Feststellung 

der Finanzbehörde oder eines Finanzgerichts für die Beteiligten verbindlich. 

§ 19 Salvatorische Klausel 



Sollte eine oder mehrere Bestimmungen oder der Teil eines oder mehrerer Bestimmungen 

dieses Gesellschaftsvertrages nichtig sein, so führt dies nicht zur Unwirksamkeit des 

Gesellschaftsvertrages insgesamt. 

 

Für diesen Fall verpflichten sich die Parteien dieses Gesellschaftsvertrages, die nichtigen 

Bestimmungen und/oder die nichtigen Teile von Bestimmungen dieses 

Gesellschaftsvertrages wirksam durch Bestimmungen zu ersetzen, die dem wirtschaftlich 

gewollten Zweck der unwirksamen Bestimmungen bzw. der unwirksamen Teile dieser 

Bestimmungen am nächsten kommt. 

 


